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Nichts tun und abwarten ist keine Option

Die Schweiz ist gezwungen, die EU-Frage, die Neutralitit und die Zukunft des Frethandels als einen Richtungsentscheid zu verstehen

GEORG HASLER, BERN

Die beiden Terminals des interkontinen-
talen Flughafens von Mailand-Malpensa
sind ans gemeinsame S-Bahn-Netz
von SBB und der italienischen Gesell-
schaft Trenord angeschlossen. Es dau-
ert zwar neunzig Minuten, bis der Zug
in Lugano ankommt. Aber es zihlt der
politische Wille, der hinter der Bahnlinie
steckt: Das Tessin — in der stolzen Eigen-
bezeichnung Repubblica e Cantone
Ticino — und die umliegenden italieni-
schen Provinzen suchen in der Regio In-
subrica eine enge Zusammenarbeit.

Fast nur in den Benelux-Staaten
und im Baltikum wurde das Europa
der Regionen konsequenter verwirk-
licht als in der Grenzregion des Nicht-
EU-Mitglieds Schweiz. In Basel fah-
ren die Trams und die S-Bahn-Ziige im
Dreildndereck tiber zwei Landesgren-
zen hinweg, im Bahnhof Geneve-Cor-
navin laufen die Linien des Léman Ex-
press zusammen, der das franzosische
Departement Haute-Savoie mit den
beiden Schweizer Kantonen Genf und
Waadt verbindet.

Die engen Beziehungen in den
Grenzregionen sind kein Konzept aus
Briissel, sondern sind seit Jahrhunderten
eine Selbstverstdndlichkeit. Die Sdumer
und Hirten bewegten sich in den Alpen
dies- und jenseits der Berge. Rottweil
in Baden-Wiirttemberg und Miilhausen
im Elsass waren «zugewandte Orte» der
Alten Eidgenossenschaft, wie solch lose
Verbindungen genannt wurden.

Handlungsfreiheit eingeschriankt

Doch vor einer verbindlichen Integra-
tion in grossere Systeme wie die EU
oder die Nato schreckt die moderne
Schweiz bis heute zuriick. Aufs Engste
verbunden, aber doch nicht dabei: Diese
Formel hat dank geschickter Diploma-
tie und einer starken Wirtschaft in den
letzten Jahrzehnten bestens funktio-
niert — vor allem im Verhéltnis mit der
EU. Das Geschiftsleben ist globalisiert,
der Rest ist Privatsache.

Doch der Druck der autoritiren
Michte auf alles, was den Westen aus-
macht, wird die Handlungsfreiheit der
Schweiz einschranken. Auch als Klein-
staat ist sie heute geookonomisch
eine uniibersehbare Grosse und kann
sich vor den globalen Trends weniger
gut verstecken als noch im 20. Jahrhun-
dert. Einem ernsthaften Konkurren-
ten wird weniger geschenkt als einem
ambitionierten Kleinstaat. Die Schweiz
steht deshalb vor drei grundsitzlichen
Entscheiden:

B Zugang zum europaischen Binnen-
markt: Aus der Sicht Briissels entspre-
chen die beiden bilateralen Vertrage I
von 1999 und II von 2004 nicht mehr
dem heutigen Stand des EU-Rechts.
Deshalb versucht Briissel seit mehr als
zehn Jahren, den privilegierten Zugang
der Schweiz zum EU-Binnenmarkt auf
ein neues Fundament zu stellen — der
Status quo garantiert einem befreun-
deten Drittstaat in bestimmten Berei-
chen &dhnliche Bedingungen wie den
Mitgliedern. Ein erster Anlauf ist ge-
scheitert: 2021 stieg der Bundesrat aus
den Verhandlungen iiber ein institutio-
nelles Rahmenabkommen aus, weil er
glaubte, keine innenpolitische Mehr-
heit fir das Vertragswerk zu finden.
Unterdessen arbeiten Bern und Briis-
sel an einem neuen Ansatz: Die soge-
nannte «Paketlosung» will die bestehen-
den bilateralen Vertrige erneuern und
zusétzlich ein Stromabkommen ermog-
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Ein SBB-Zug auf dem S-Bahn-Netz der Regio Insubrica auf dem Weg Richtung Flughafen Mailand-Malpensa: Die Schweiz hat

das Europa der Regionen lingst verwirklicht.

lichen. Die grundlegenden Differenzen
werden aber nicht verschwinden — ins-
besondere bei der Rechtsiibernahme
und der Streitbeilegung.

B Freihandel und Blockbildung: Die
Konkurrenz zwischen den USA und
China diirfte sich in den néchsten Jah-
ren zu einer handfesten Krise ent-
wickeln. Unter den westlichen Staa-
ten besteht die Tendenz, die wirtschaft-
lichen Beziehungen zu entkoppeln,
um geopolitische Risiken zu minimie-
ren. Auch Schweizer Firmen sind dabei,
ihr Chinageschift so aufzustellen, dass
sie im Fall einer Verschlechterung der
Lage die Handlungsfreiheit nicht ver-
lieren. Die USA konnten, so die Be-
fiirchtung, den Druck erhohen, sich fiir
eine der beiden Seiten als Handelspart-
ner zu entscheiden. Eine solche Block-
bildung wiirde die Freihandelsstrategie
des Bundesrats infrage stellen.

B Neutralitdt: Die Frage tiber die rich-
tige Auslegung der schweizerischen Neu-
tralitdt schaukelt sich zu einer Identi-
tiatsdebatte hoch. Mit einer Volksinitia-
tive will die nationalkonservative SVP,
die grosste Partei des Landes, ihre Vor-
stellung in der Verfassung festschreiben.
Das wiirde bedeuten: Auch auf aussen-
politischer Ebene miisste die Schweiz in
einem bewaffneten Konflikt den Vertei-
diger gleich behandeln wie den Angrei-
fer. Selbst EU-Sanktionen (wie jetzt im
Ukraine-Krieg) diirften nicht mehr tiber-
nommen werden. Der Abstimmungs-
kampf lauft bereits: Der Versuch des
Bundesrats einer moderaten Kooperation
mit den militdrischen Nachbarn wird von
den politischen Polen zu einer Extrem-
position hochstilisiert — etwa der Beitritt
zur European Sky Shield Initiative fiir
die gemeinsame Luftverteidigung. In die-
sem Klima ist es praktisch unmoglich, die
Nato-Option — also die blosse Moglich-
keit eines Beitritts fiir den Fall einer wei-
teren Verschlechterung der Sicherheits-
lage — iiberhaupt zu diskutieren.

Die Argumente, den bisherigen Kurs
weiterzufiihren, klingen eigentlich nach-
vollziehbar: Die Schweiz hat sich auf
sich selbst konzentriert, sie vermochte
sich so aus zwei Weltkriegen und dem
Kalten Krieg herauszuhalten — und pro-
speriert auch heute noch, wihrend sich
Deutschland, die stirkste Wirtschafts-
macht Europas, in einer Rezession be-
findet. Die starke Zuwanderung hoch-
qualifizierter Arbeitskréfte der letzten
Jahre ist eine direkte Folge des Erfolgs.

Die Option, gar nichts zu tun und
einfach abzuwarten, gibt es diesmal
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nicht. Die Schweiz ist gezwungen, die
EU-Frage, die Neutralitdt und die Zu-
kunft des Freihandels als einen Rich-
tungsentscheid zu verstehen: Will sie
weiterhin zum Westen gehoren oder
sich dhnlich positionieren wie Singapur
oder die Vereinigten Arabischen Emi-
rate — irgendwo dazwischen, von allen
profitieren, aber ohne jede Verpflich-
tung gegeniiber den freiheitlichen Wer-
ten? Zum demokratischen Wesen der
Schweiz wiirde das nicht passen.

Souverinitit und Wohlstand

Es fiihrt deshalb nichts an der strate-
gischen Debatte vorbei, der sich die
Schweizer Politik in den letzten dreis-
sig Jahren verweigert hat. Seit Christoph
Blocher, der SVP-Vordenker, 1992 den
Beitritt zum Europédischen Wirtschafts-
raum (EWR) verhindert hat, setzte sich
das Nein zur politischen Offnung der
Schweiz bis weit nach links als gemein-
same Haltung durch. Nicht einmal in
proeuropéaischen Salons wird mehr iiber
den EU-Beitritt nachgedacht.

Doch dieser Befund ist verknappt.
Wenn es um pragmatische Ansitze geht,
ist die Schweiz konstruktiv — vielleicht
sogar konstruktiver als die EU-Mit-
gliedstaaten. So hat das Volk zur Perso-
nenfreiziigigkeit mehrfach Ja gesagt. Die
bilateralen Vertrdage waren dem obliga-
torischen Referendum unterstellt und
wurden angenommen. Damit wurde
eines der zentralen Elemente des euro-
péischen Binnenmarkts direktdemokra-
tisch legitimiert.

In Frankreich dagegen wurde die
EU-Verfassung an der Urne abge-
lehnt, in Ddnemark scheiterten die Ver-
trage von Maastricht vor dem Volk und
Grossbritannien ist sogar ganz ausge-
treten. Uberhaupt stockt der europiii-
sche Integrationsprozess. Seit den Ver-
tragen von Lissabon 2008 hat sich die
EU nicht mehr bewegt und eigentlich
nur noch Krisen bewiltigt. Die Euro-
Krise, die Fliichtlingskrise und die Co-
vid-Krise zerrten an der europdischen
Idee. Nun brockelt auch die Abwehr-
haltung gegen Russland.

Unter anderem deshalb hilt die EU
gegentiiber der Schweiz viel stiarker an
ihren Prinzipien fest als in der Zeit des
Wachstums. Die Gewihrleistung glei-
cher Bedingungen fiir den Zugang
zum europdischen Binnenmarkt ist der
kleinste gemeinsame Nenner der Mit-
gliedstaaten. Insbesondere die neuen
Mitglieder in Osteuropa, die wirtschaft-
liche Rosskuren durchmachten, um da-
bei zu sein, sehen keinen Grund, der
Schweiz Ausnahmen zu gewéhren.

Das bedeutet allerdings nicht, dass
der Bundesrat jedes Verhandlungs-
resultat mit Briissel einfach akzeptieren
muss. Vielleicht dréngt sich am Ende
doch ein EWR-Beitritt auf, vielleicht
reicht das bestehende Freihandels-
abkommen von 1972, um weiterhin im
Geschift zu bleiben. Schengen, also die
offenen Grenzen, und Dublin, die Zu-
sammenarbeit im Migrationsbereich,
wiirden aber wegfallen. In allen drei
Grundsatzfragen — Binnenmarkt, Frei-
handel und Neutralitit — geht es um
ein Abwégen von Vor- und Nachteilen
unterschiedlicher Varianten.

Relevant fiir den jeweiligen Ent-
scheid sind die Kriterien Souverinitét,
Sicherheit und Wohlstand: Eine Paket-
l6sung mit der EU kostet einen gewissen
Grad an Souverinitit, schiitzt aber den
Wohlstand. Auf die Sicherheit hat ein
solches Abkommen ausser iiber Schen-
gen wenig Einfluss. Ein hypothetischer
Nato-Beitritt dagegen hat kaum Konse-
quenzen fiir die Souverinitét, fiihrt aber
zu hoheren Militdrausgaben (2 Prozent
des Bruttoinlandprodukts) und bringt
dafiir Sicherheit.

Langsamer Wandel als Prinzip

Die Koalition von vier Oppositionspar-
teien, die sich im Bundesrat gegenwiér-
tig die Macht teilen, ist allerdings nicht
an einem gemeinsamen Vorgehen inter-
essiert. Lieber betont sie das Trennende
oder beschwort den Status quo. So be-
herrschen die Nein-Sager die Debatte:
Nein, es braucht kein Abkommen mit
der EU, die Bilateralen erodieren nicht.
Nein, es braucht keinen Entscheid bei
der Neutralitét, wir sind ja schon neutral.
Das wirkt vermurkst, und das ist es
auch. Aber ewige Debatten gehoren zur
Schweiz. Aktive Zeitgenossinnen und
Zeitgenossen verzweifeln immer ein we-
nig an der Langsamkeit und der Sturheit
der Schweiz, sobald es um Grundsitz-
liches geht. Vielleicht hat die Schweiz
auch deshalb so lange Bestand, weil sie
gegeniiber zu vielen Strukturen und zu
vielen Veranderungen skeptisch ist. Sie
bewegt sich dann, wenn sie es will.
Gleichzeitig ist die Schweiz langst
iiber sich hinausgewachsen. Die grenz-
iberschreitenden Tram- und S-Bahn-
linien sind nur der physische Beleg da-
fiir. Uber die Grenzginger steigt der
Wohlstand in den Nachbarregionen —
und damit auch politische Stabilitit. Bei
den franzosischen Wahlen war ein deut-
licher Schweiz-Effekt zu sehen: Rund
um Genf und Basel vermochte sich die
Macron-Partei gegen die rechten und
linken Extremisten durchzusetzen.
Vielleicht lassen sich die Richtungs-
entscheide der Schweiz genau deshalb
erst im Nachhinein erkennen, weil sie
nicht auf einem grossen Ja oder Nein be-
ruhen, sondern sich aus der Bilanz aller
Ja und Nein zusammensetzen. Der Wan-
del ist Programm, nicht der Stillstand.

ANZEIGE

—
. «Meinen Weg gehe l
nut Neugiew, Intcresse

und klarem Ziel §
ISt Selbstbest‘z'hfzﬁr
flir mich.»® L&

73

Annick Grosjean
Kundendienst-""
mitarbeiterin
Einzelversicherung




	230629_MM-BS-BL-HKBB_Forderungen-Bahnausbau_final2
	NZZ Barnier
	Seite_2_NZZ_-_Neue_Zürcher_Zeitung_2024-09-06
	Seite_5_NZZ_-_Neue_Zürcher_Zeitung_2024-09-06
	Seite_7_NZZ_-_Neue_Zürcher_Zeitung_2024-09-02
	Seite_8_NZZ_-_Neue_Zürcher_Zeitung_2024-09-06
	Seite_19_NZZ_-_Neue_Zürcher_Zeitung_2024-09-04
	Seite_19_NZZ_-_Neue_Zürcher_Zeitung_2024-09-05
	Seite_19_NZZ_-_Neue_Zürcher_Zeitung_2024-09-06
	Seite_22_NZZ_-_Neue_Zürcher_Zeitung_2024-09-03



